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Vorwort 

Nach der Bestimmung des Art. 7 Abs. 3 des Grundgesetzes ist der Re-
ligionsunterricht in den öffentlichen Schulen als ordentliches Lehrfach 
nach den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften zu erteilen. Die Ver-
fassungsrechtslehre versteht darunter einen Unterricht in "konfessionel-
ler Positivität und Gebundenheit" (Gerhard Anschütz). Daraus folgt, 
daß der Religionsunterricht im Sinne einer Homogenität in Überein-
stimmung mit der Lehre der betreffenden Kirche und in derem Auftrag 
von Lehrern, die dieser Kirche angehören, für Schüler dieser Kirche 
erteilt werden muß. Der Religionsunterricht ist nicht bloße Religions-
kunde oder bloß religionswissenschaftlicher oder religionsvergleichender 
Unterricht (Ernst Friesenhahn, Religionsunterricht und Verfassung, in: 
Essener Gespräche zum Thema Staat und Kirche, Heft 5, Münster 1971, 
S. 67). Ungeachtet seiner konfessionellen Bindung ist der Religions-
unterricht aber "zur Offenheit verpflichtet. Der Gesinnung nach ist er 
ökumenisch" (Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundesrepublik 
Deutschland. Beschlüsse der Vollversammlung. Offizielle Gesamtaus-
gabe, 3. Aufl., Bd.1, Freiburg-Basel-Wien 1977, S. 144). Dies entspricht 
dem Geist der ökumenischen Haltung, die die Kirchen selbst mitein-
ander üben. Die konkreten Formen und Modelle der Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des Religionsunterrichts zwischen verschiedenen Kon-
fessionen müssen dabei in jeder Hinsicht kirchlich-theologisch verant-
wortbar bleiben und zugleich verfassungs- und gesetzeskonform sein. 

Die Koexistenz des katholischen und evangelischen Religionsunter-
richts innerhalb derselben Schulen hat in jüngster Zeit wiederholt dazu 
geführt, daß sich staatliche und kirchliche Behörden in verschiedenem 
Zusammenhang mit der Frage konfrontiert sahen, unter welchen Vor-
aussetzungen eine Möglichkeit der Teilnahme von Schülern am Reli-
gionsunterricht einer anderen Konfession gegeben ist. In neuester Zeit 
stellte sich ferner wiederholt die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
nicht getaufte Schüler auf Antrag ihrer Erziehungsberechtigten am Re-
ligionsunterricht teilnehmen können. Mit dieser Frage waren auch be-
reits Verwaltungsgerichte befaßt. 

Aus konkretem Anlaß haben Herr Prof. Dr. Christoph Link, Göttin-
gen, und Herr Wiss. Assistent Dr. Armin Pahlke mit Datum vom 
1. März 1982 dem Bistum Hildesheim ein Rechtsgutachten erstattet zu 



6 Vorwort 

der Thematik "Religionsunterricht und Bekenntniszugehörigkeit. Die 
Teilnahme katholischer Schüler, die sich vom Religionsunterricht der 
eigenen Konfession abgemeldet haben, am evangelischen Religions-
unterricht der Sekundarstufe II nach niedersächsischem Schulrecht" . 
Dieses Rechtsgutachten, das bisher nicht veröffentlicht ist, wird hier 
einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Es handelt sich hier-
bei um ein komplexes staatskirchenrechtliches Problem, das gleicher-
maßen das staatliche und das kirchliche Grundverständnis des Reli-
gionsunterrichts betrifft. 

Die Problematik, in welchem Umfang und unter welchen Voraus-
setzungen eine Öffnung des Religionsunterrichts für Schüler einer an-
deren Konfession möglich ist, hat auch bereits in früheren Jahren aus 
verschiedenen Anlässen zur Erstattung gutachtlicher Stellungnahmen 
geführt. So haben hierzu die Herren Prof. Dr. Joseph Listl, Augsburg, 
Prof. Dr. Ulrich Scheuner, Bonn, und Prof. Dr. Alexander HoHerbach, 
Freiburg i. Br., gutachtliche Stellungnahmen abgegeben. Herr Prof. Dr. 
Link und Herr Wiss. Assistent Dr. Pahlke haben sich in ihrem Rechts-
gutachten auf diese - mit Ausnahme der Stellungnahme von Herrn 
Prof. Dr. Alexander HoHerbach - bisher nicht veröffentlichten Rechts-
gutachten bezogen. Aus diesem Grund, aber auch aus der Erwägung, 
daß die historische Entwicklung dieser Problematik, die sich seit Beginn 
der 70er Jahre in verstärktem Maße gestellt hat, hier dargelegt und 
dokumentiert werden soll, haben sich die Herausgeber entschlossen, 
auch diese früheren Rechtsgutachten, die ursprünglich überwiegend für 
die innerkirchliche Meinungsbildung verfaßt worden sind, in unver-
ändertem Zustand der interessierten Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. 

Bonn, den 15. August 1983 Die Herausgeber 
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Religionsunterricht und Bekenntniszugehörigkeit 

Die Teilnahme katholischer Schüler, die sich vom Religions-
unterricht der eigenen Konfession abgemeldet haben, 

am evangelischen Religionsunterricht der Sekundarstufe 11 
nach niedersächsischem Schulrecht * 

Von Christoph Link und Armin Pahlke 

Der niedersächsische Kultusminister hat durch Erlaß vom 14. Mai 
19801 "Organisatorische Regelungen für den evangelischen und den 
katholischen Religionsunterricht in der gymnasialen Oberstufe" getrof-
fen. Nach diesem Erlaß haben evangelische Schüler im Vorsemester so-
wie im vollentwickelten Kurssystem ihre Belegungsverpflichtungen in 
Religionslehre mindestens zur Hälfte in evangelischer Religionslehre zu 
erfüllen (Ziff. 3.1). Für die verbleibenden Pflichtkurse können sie Kurse 
in katholischer Religionslehre oder alternativ anrechenbare Kurse wäh-
len, zumal wenn das Kursangebot in evangelischer Religionslehre oder 
die Teilnehmerzahlen bei solchen Kursen nicht ausreichen. Katholische 
Schüler müssen hingegen grundsätzlich alle Kurse in katholischer Re-
ligionslehre belegen. Eine Ausnahme ist nur zulässig, wenn 

a) der Schüler die Belegungsverpflichtungen wegen eines nicht aus-
reichenden Kursangebotes nicht erfüllen kann oder 

b) die nach Nr. 9 für die Durchführung eines Kurses erforderliche Zahl 
von mindestens 8 Teilnehmern nicht erreicht und ein Kurs mit ge-
ringerer Teilnehmerzahl nicht eingerichtet wird (Ziff. 4.1). 

Nach Ziff. 6.1 des Erlasses RU 1980 belegt ein "Schüler, der sich vom 
Religionsunterricht seines Bekenntnisses abgemeldet hat, ... anstelle 
von Kursen in der Religionslehre seines Bekenntnisses Kurse in Reli-
gionskunde, Kurse, die sich mit Wertvorstellungen und Normen befas-
sen, oder Kurse in der Religionslehre des anderen Bekenntnisses". Vor-
aussetzung der Teilnahme an den letztgenannten Kursen ist die Zu-
stimmung der Fachkonferenz der katholischen bzw. evangelischen Re-
ligionslehrer. Die in der Religionslehre des anderen Bekenntnisses be-

• Rechtsgutachten vom 1. März 1982, dem Bistum Hildesheim erstattet. 
1 SVBl. 1980, S. 231 (im folgenden: Erlaß RU 1980). 
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legten Kurse werden benotet und auf die Gesamtqualifikation ange-
rechnet. 

Diese Regelung wirft nicht so sehr deshalb Probleme auf, weil damit 
grundsätzlich der niedersächsische Religionsunterricht in der Sekundar-
stufe Il auch für konfessionsfremde Schüler geöffnet wird. Staatskir-
chenrechtlichen und schulrechtlichen Bedenken begegnet vielmehr vor 
allem die durch den Erlaß geschaffene Besonderheit, daß katholische 
Schüler auch nach Abmeldung vom Religionsunterricht ihrer Konfes-
sion am evangelischen Religionsunterricht teilnehmen können und daß 
auch dann die Benotung der Kurse in evangelischer Religionslehre und 
die Anrechnung der hier erbrachten Leistungen auf die Gesamtqualifi-
kation erfolgt. In diesem Fall bedarf es lediglich der Zustimmung der 
Fachkonferenz der evangelischen, nicht aber derjenigen der katholi-
schen Religionslehrer. Das Spezifikum liegt also in der Möglichkeit 
einer einseitigen Öffnung des Religionsunterrichts für konfessions-
fremde Schüler auch gegen den Willen der betroffenen katholischen 
Kirche. 

Eine Beantwortung der sich in diesem Zusammenhang stellenden 
Rechtsfragen erfordert zunächst die Darlegung einiger hier bedeut-
samer grundlegender Gesichtspunkte hinsichtlich der Ausgestaltung des 
Religionsunterrichts im Grundgesetz, in Kirchenverträgen und im Nie-
dersächsischen Schulrecht (I). Darüber hinaus ist kurz die besondere 
Situation des Religionsunterrichts in der reformierten Oberstufe mit 
seiner stärkeren konfessionellen Öffnung zu beleuchten (Il). In einem 
dritten Teil (IIl) soll sodann zu den speziellen Rechtsproblemen Stel-
lung genommen werden, die sich aus der genannten niedersächsischen 
Regelung ergeben. 

I. Verfassungsrechtliche und kirchenvertragliche 
Grenzen der Ausgestaltung des Religionsunterrichts 

1. Der Religionsunterridlt als ordentliches Lehrfach 

übereinstimmend bezeichnen Art. 7 Abs. 3 S. 1 GG2, Art. 7 Abs. 1 S. 1 
des Niedersächsischen Konkordats3, § 104 Abs. 1 S. 1 NSchG sowie der 

2 Bei Schaffung des Grundgesetzes war nur an katholischen, evangelischen 
und jüdischen Religionsunterricht gedacht; zum Rechtsanspruch auf islami-
schen Religionsunterricht vgl. Gerhard Eiselt, Islamischer Religionsunterricht 
an öffentlichen Schulen der Bundesrepublik Deutschland, in: DÖV 1981, 
S. 205 ff.; Axel Frhr. von Campenhausen, Neue Religionen im Abendland. 
Staatskirchenrechtliche Probleme der Muslime, der Jugendsekten und der 
sogenannten destruktiven religiösen Gruppen, in: ZevKR 25 (1980), S.135 
(146 ff.). 
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Erlaß RU 1980 (Ziff. 1.1) den Religionsunterricht als ordentliches Lehr-
fach. Hiervon geht auch Art. 21 S. 1 des Reichskonkordats aus4 • 

Mit der ganz herrschenden Ansicht ist diese Aussage dahingehend zu 
verstehen, daß der Religionsunterricht als eine (staatliche) Veranstal-
tung der Schule5 ein "Pflichtfach mit verfassungsverbürgter Befreiungs-
möglichkeit für Lehrer und Schüler" darstelW. Der Religionsunterricht 
gehört somit zu den Pflichtfächern der Schule, seine Einrichtung an 
allen öffentlichen Schulen ist für den Schulträger obligatorisch: Schüler 
sind danach grundsätzlich verpflichtet, an einem ihrem Bekenntnis ent-
sprechenden Religionsunterricht teilzunehmen7• 

3 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhle und dem Lande Niedersachsen 
vom 26. Februar 1965, in: Nds.GVBl. S.192; abgedr. bei Werner Weber, Die 
deutschen Konkordate und Kirchenverträge der Gegenwart, Bd. 2, Göttingen 
1971, S. 67 ff.; geändert durch Vertrag vom 31. Mai 1973, in: Nds.GVBl. 1973, 
S.375; zu den Konkordatsbestimmungen näher Ernst Gottfried Mahrenholz, 
Das Niedersächsische Konkordat und der Ergänzungsvertrag zum Loccumer 
Vertrag, in: ZevKR 12 (1966/67), S. 217 (236 ff.). 

4 Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhle und dem Deutschen Reich vom 
20. Juli 1933, in: RGBl. II S. 679; abgedr. bei Weber, Die deutschen Konkor-
date (Anm.3), Bd. 1, Göttingen 1962, S. 14 ff. Die Fortgeltung des Reichskon-
kordats ist im einzelnen umstritten (vgl. nur BVerfGE 6, 309 ff.; Alexander 
Hollerbach, Die vertragsrechtlichen Grundlagen des Staatskirchenrechts, in: 
Ernst Friesenhahn / Ulrich Scheuner i. V. m. Joseph Listl [Hrsg.], Handbuch 
des Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutschland [im folgenden: 
HdbStKirchR], Bd. 1, Berlin 1974, S. 270 ff. m. w. N.). In der Präambel zum 
Niedersächsischen Konkordat vom 26. Februar 1965 wird festgestellt, daß 
durch dieses "die Rechtslage der katholischen Kirche in Niedersachsen, die 
sich namentlich aus den fortgeltenden Konkordaten zwischen dem Heiligen 
Stuhle und dem Freistaate Preußen vom 14. Juni 1929 und dem Deutschen 
Reich vom 20. Juli 1933 ergibt, fortgebildet und dauernd geregelt wird". 
Hierdurch kann das Land Niedersachsen nunmehr unmittelbar auf Beach-
tung der reichskonkordatären Bestimmungen in Pflicht genommen werden 
und ist zur Einhaltung des Reichskonkordats dem Heiligen Stuhle gegen-
über verpflichtet; dazu Hans-Jürgen Toews, Die Schulbestimmungen des nie-
dersächsischen Konkordats, Diss. jur., Göttingen 1967, S. 29. 

5 Zur staatlichen "Unternehmerschaft" im Hinblick auf den Religions-
unterricht vgl. Theodor Maunz (I Günter Dürig / Roman Herzog I Rupert 
Scholz), Kommentar zum Grundgesetz (Loseblatt), München 1958 ff., Art. 7, 
Rdnr. 50; Reinhard Schmoeckel, Der Religionsunterricht. Die rechtliche Rege-
lung nach Grundgesetz und Landesgesetzgebung, Berlin-Spandau, Neuwied 
1964, S. 56; Axel Frhr. von Campenhausen, Erziehungsauftrag und staatliche 
Schulträgerschaft, Göttingen 1967, S. 144 f.; Hans Claassen / Rolf Hauer / Eck-
hard Klügel/ Uwe Reinhardt / Hans Wedemeyer, Kommentar zum Nieder-
sächsischen Schulgesetz, Hannover-Dortmund-Darmstadt-Berlin 1978, § 104, 
Anm.3. 

6 Christoph Link, Religionsunterricht: in: HdbStKirchR (Anm.4), Bd.2, 
Berlin 1975, S. 517. 

7 BVerwGE 42, 346 (349); BayVGH, in: DVBI. 1981, S. 44 (45); Friedrich 
Müller / Bodo Pieroth, Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach (= 
Staatskirchenrechtliche Abhandlungen, Bd. 4), Berlin 1974, S. 38 ff., 50, 63, 67. 
So bereits Walter Lande, Die Schule in der Reichsverfassung, Berlin 1929, 
S. 206 f. für Art. 149 Abs. 1 WRV. 


